
SELBSTANZEIGE BEI 
STEUERHINTERZIEHUNG 1

Wer kann sie einreichen?
Wann sollte ich sie einrechen?
Wo ist sie einzureichen?
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VORWORT
Eine Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung stellt 
einen folgenschweren Einschnitt im Leben eines 
Steuerpflichtigen dar. 

So sollte dieser Schritt vorab 

gründlich durchdacht und in je-

dem Falle die Expertise eines 

versierten Steuerberaters in Anspruch 

genommen werden. Zwar haben sich 

in den letzten Jahren das Bewusstsein 

und das Wissen der breiten Öffentlich-

keit zu diesem Thema erheblich erwei-

tert, nicht zuletzt unter dem Eindruck 

prominenter Fälle wie Uli Hoeneß und 

Alice Schwarzer. Gleichwohl bleibt die 

Materie, auch in Folge der zum 1. Janu-

ar 2015 geänderten Gesetzeslage, der-

art komplex, dass der Steuerpflichtige 

die Selbstanzeige keinesfalls selbst er-

ledigen sollte.

Das vorliegende E-Book kann und soll 

somit nicht die Dienste eines Steu-

erberaters ersetzen. Vielmehr soll es 

dem Steuerpflichtigen dabei helfen 

zu entscheiden, ob eine Selbstanzeige 

grundsätzlich sinnvoll ist und ihm die 

wichtigsten Fragen beantworten, die 

bei Erstattung der Anzeige gemäß der 

aktuell geltenden Rechtslage zu beach-

ten sind.
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WANN SOLLTE ICH EINE SELBSTANZEIGE 
IN ERWÄGUNG ZIEHEN?
Hat ein Steuerpflichtiger den Finanzbehörden oder anderen Behörden über steuer-
lich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht, die 
Finanzbehörden pflichtwidrig über steuerlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis 
gelassen oder pflichtwidrig die Verwendung von Steuerzeichen oder Steuer- 
stemplern unterlassen und dadurch Steuern verkürzt oder für sich oder einen ande-
ren nicht gerechtfertigte Steuervorteile erlangt, liegt eine Steuerstraftat oder eine 
leichtfertige Steuerverkürzung vor und es ist zu überlegen, eine Selbstanzeige ab-
zugeben.

Diese zieht jedoch umfangreiche 

und für den Einzelnen mitun-

ter äußerst unangenehme Er-

mittlungen sowie weitere zivil- und 

disziplinarrechtliche Konsequenzen 

nach sich. Gelangt man dennoch zu 

dem Ergebnis, dass die Vorteile einer 

Selbstanzeige die genannten Nachteile 

überwiegen, so ist zudem zu prüfen, ob 

der Steuerpflichtige über ausreichende 

finanzielle Mittel verfügt, um die vo-

raussichtlichen Nachzahlungsbeträge 

inklusive der fälligen Zinsen - in der 

Regel 6 % p.a. - leisten zu können. Nur 

dann tritt nämlich die strafbefreiende 

Wirkung der Selbstanzeige ein. © Butch/Fotolia.com
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WELCHE STEUERSTRAFTATEN WERDEN 
VON DER SELBSTANZEIGE ERFASST?

Die strafbefreiende Selbstanzeige nach § 371 AO ist nur in Fällen von vorsätzli-

cher Steuerhinterziehung im Sinne von § 370 AO möglich. Dies bedeutet, dass 

andere Steuerstraftaten, wie Steuerhehlerei (§ 374 AO), Begünstigung (§ 369 

Abs. 1 Nr. 4 AO), Bannbruch (§ 372 AO) oder Schmuggel (§ 373 AO) von dieser Rege-

lung nicht erfasst sind. 

© Zerbor/Fotolia.com
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WELCHE RECHTSFOLGEN ERGEBEN SICH 
AUS DER WIRKSAMEN SELBSTANZEIGE?
Die Selbstanzeige führt zur Straf-
freiheit bezüglich der Steuerhinter- 
ziehung – und nur bezüglich der 
Steuerhinterziehung! 

Die in ihrem Zusammenhang 

begangenen Tatbestände von 

Ordnungswidrigkeiten - wie bei-

spielsweise Steuergefährdung - bleiben 

weiter bestehen. Ob Straffreiheit ein-

tritt, hängt dann im Wesentlichen vom 

Ermessen der Finanzbehörden ab. 

Begeht der Steuerpflichtige im Zusam-

menhang mit der Steuerhinterziehung 

Straftaten wie Urkundenfälschung, Be-

trug oder Geldwäsche, so bleibt er auch 

nach Erstattung der Selbstanzeige straf-

bar. An dieser Stelle ist nochmals ein-

dringlich darauf hinzuweisen, dass die 

Selbstanzeige nicht vor weiteren diszi-

plinar- und berufsrechtlichen Konse-

quenzen schützt.

© alphaspirit/Fotolia.com
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WANN IST EINE SELBSTANZEIGE 
WIRKSAM?

Der Steuerpflichtige hat bei der strafbefreienden Selbstanzeige zwei wesent-

liche Pflichten zu beachten: Er hat eine vollständige Berichtigungserklärung 

für alle unverjährten Steuerstraftaten einer Steuerart, mindestens jedoch für 

die letzten zehn Kalenderjahre, abzugeben. Ist die Steuerverkürzung bereits einge-

treten oder sind bereits Steuervorteile erlangt worden, so hat der Anzeigende die zu 

seinen Gunsten hinterzogenen Steuern innerhalb einer festzusetzenden Frist nach-

zuzahlen. 

Neben diesen beiden positiven Voraussetzungen an die Wirksamkeit der Selbstanzei-

ge bestehen auch einige negative Voraussetzungen in Form von Sperrgründen. Diese 

dürfen nicht erfüllt sein, da ansonsten die Straffreiheit zu Gunsten des Steuerpflich-

tigen nicht mehr eintritt:

Die Tat darf noch nicht entdeckt sein.

Es darf noch keine Prüfungsanordnung einer Außenprüfung für die 

strafrechtlich noch nicht verjährten Besteuerungszeiträume der Steuerart 

bekannt gegeben worden sein.

Es darf noch keine Umsatzsteuer- oder Lohnsteuer-Nachschau begonnen 

haben.

Es darf kein Steuerstrafverfahren für die strafrechtlich noch nicht verjährten 

Besteuerungszeiträume der betreffenden Steuerart bekannt gegeben worden 

sein.

Der Hinterziehungsbetrag pro Tat darf 25.000 € nicht übersteigen. Bei Über-

schreiten dieses Betrags oder in einem besonders schweren Fall von Steuer-

hinterziehung gemäß § 370 Abs. 3 S. 2 Nr. 2.-5 AO ist für die Straffreiheit die 

zusätzliche Zahlung eines gestaffelten Prozentsatzes auf die hinterzogene 

Steuerschuld erforderlich.

Erscheinen eines Amtsträgers der Finanzbehörde zur steuerlichen Prüfung, 

zur Ermittlung einer Steuerstraftat oder einer Steuerordnungswidrigkeit 

gemäß § 371 Abs. 2 Nr. 1 c und d AO.
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WER KANN DIE 
SELBSTANZEIGE 
EINREICHEN?

WO IST DIE 
SELBSTANZEIGE 
EINZUREICHEN?

Da die Selbstanzeige einen persönli-
chen Strafaufhebungsgrund darstellt, 
erlangt derjenige Straffreiheit, der als 
Täter oder Teilnehmer einer Steuer-
hinterziehung die Anzeige persönlich 
erstattet.

Die Selbstanzeige ist bei der für die 
entsprechende Veranlagung örtlich 
und sachlich zuständigen Finanzbe-
hörde abzugeben. 

Die Selbstanzeige kann auch 

durch einen bevollmächtigten 

Vertreter abgegeben werden, 

wenn der Täter oder Teilnehmer diese 

persönlich veranlasst hat. Es gilt zu 

beachten, dass die Bevollmächtigung 

vor Abgabe der Selbstanzeige erfolgen 

muss, da eine nachträgliche Bevoll-

mächtigung nicht ausreicht. 

Abweichend hiervon soll die Vorschrift 

§ 371 Abs. 4 AO verhindern, dass 

jemand, der aufgrund des § 153 AO eine 

Erklärung nachholt oder berichtigt, 

dadurch Dritte der Strafverfolgung 

aussetzt, die die Abgabe der Erklärung 

unterlassen oder eine unrichtige oder 

unvollständige Erklärung abgegeben 

haben. Bliebe die strafrechtliche Ver-

antwortung anderer Personen beste-

hen, so könnte dies jemanden, der 

nach § 153 AO verpflichtet ist, eine fal-

sche Erklärung zu berichtigen, davon 

abhalten, dies zu tun.

Damit ist das zuständige Finanz-

amt gemeint. In keinem Fall 

sollte die Anzeige bei ande-

ren Behörden, wie der Polizei oder der 

Staatsanwaltschaft eingereicht wer-

den, da eine derartige Vorgehensweise 

im schlimmsten Fall einen der Sperr-

gründe auslöst und somit die gesamte 

Selbstanzeige unwirksam werden kann.

Mutter und Sohn erben vom 

Vater bzw. Ehemann ein bisher 

nicht versteuertes Konto in 

Luxemburg. Wenn der Sohn nun 

eine Berichtigungsanzeige nach 

§ 153 AO abgeben würde, würde 

er seine Mutter der Strafverfol-

gung aussetzen. Hier tritt § 371 

Abs. 4 in Kraft, um das zu ver-

hindern.

BEISPIEL
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IN WELCHER FORM HAT DIE 
SELBSTANZEIGE ZU ERFOLGEN?
Grundsätzlich ist die Abgabe der 
Selbstanzeige formlos möglich. Sie 
kann daher in schriftlicher, mündli-
cher, fernmündlicher oder 
elektronischer Form erfolgen.

Der Steuerpflichtige muss ledig-

lich eine Erklärung abgeben, in 

welcher die bisherigen falschen 

oder unvollständigen Angaben korri-

giert werden. Dabei muss er nicht die 

richtige Steuer berechnen.

Aus Gründen der Beweisbarkeit ist aber 

in jedem Fall die Schriftform und ide-

alerweise auch die persönliche Über-

gabe der Selbstanzeige zu wählen. 

Die Bezeichnung des Dokuments als 

Selbstanzeige ist nicht erforderlich und 

sollte – wie auch die bloße Erwähnung 

des Begriffs oder gar die Ablegung ei-

nes Geständnisses – unterlassen wer-

den.

© apops/Fotolia.com
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WELCHE SPERRGRÜNDE VERHINDERN 
DIE WIRKSAMKEIT DER SELBSTANZEIGE?
Das Vorliegen eines Sperrgrundes nach § 371 Abs.2 AO verhindert die Wirksamkeit 
der Selbstanzeige und somit die Straffreiheit für den Steuerpflichtigen bei Steuer-
hinterziehung. 

Gibt ein Steuerpflichtiger eine Selbstanzeige ab, die dann auf Grund eines Sperr-

grundes scheitert, so wird dies nur im Rahmen der Strafzumessung zu seinen 

Gunsten berücksichtigt.

Vor der Entscheidung für oder gegen eine Anzeige ist daher gründlich zu prüfen, ob 

einer der vom Gesetzgeber definierten Ausschlussgründe vorliegt. Da sich durch die 

seit dem 1. Januar 2015 geltenden neuen gesetzlichen Regelungen gerade auf diesem 

Gebiet erhebliche Veränderungen ergeben haben, ist die Expertise eines erfahrenen 

Steuerberaters hier unabdingbar. Die folgenden Abschnitte sollen Inhalt und Reich-

weite der aktuell geregelten Sperrgründe näher erläutern.

Einleitung und Bekanntgabe eines Straf- oder Bußgeldverfahrens

Bekanntgabe der Prüfungsanordnung

Erscheinen eines Amtsträgers zur steuerlichen Prüfung

Erscheinen eines Amtsträgers zur Ermittlung einer Steuerstraftat oder 
einer Steuerordnungswidrigkeit

Erscheinen eines Amtsträgers zu einer Nachschau

Entdeckung der Tat

Steuervorteil in Höhe von mehr als 25.000 €

Vorliegen eines besonders schweren Falls
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BEKANNTGABE DER 
PRÜFUNGSANORDNUNG
Ist dem Täter, seinem Vertreter oder einem durch die Tat Begünstigten eine Prü-
fungsanordnung gemäß § 196 AO schriftlich bekannt gegeben worden, so ist eine 
strafbefreiende Selbstanzeige ausgeschlossen. 

Wichtig ist hier, dass eine Zugangsfiktion gilt: Ein schriftlicher, durch die 

Post übermittelter Verwaltungsakt gilt bei Übermittlung im Inland am drit-

ten Tag nach der Aufgabe zur Post als bekanntgegeben. Die Bekanntgabe der 

Prüfungsanordnung versperrt die Möglichkeit zur Selbstanzeige nur in Bezug auf die 

Steuerarten und die Besteuerungszeiträume, welche in der Anordnung genannt sind. 

Sobald die Prüfung beendet und die Tat nicht entdeckt worden ist, besteht die Mög-

lichkeit zur Selbstanzeige erneut. 

© elnariz/Fotolia.com
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EINLEITUNG UND BEKANNT-
GABE EINES STRAF- ODER 
BUSSGELDVERFAHRENS

ERSCHEINEN EINES 
AMTSTRÄGERS ZUR 
STEUERLICHEN PRÜFUNG

Die Einleitung des Straf- oder 

Bußgeldverfahrens erfolgt 

durch die Finanzbehörden, die 

Staatsanwaltschaft, den Strafrichter 

oder die Polizeibehörden des Bundes 

und der Länder. Als eingeleitet gilt das 

Verfahren mit der ersten Maßnahme, 

welche erkennbar zur Ermittlung gegen 

einen Beschuldigten wegen einer Steu-

erstraftat gilt. Als Bekanntgabe wird 

die amtliche Mitteilung der Einleitung 

bezeichnet, die keiner Form bedarf und 

somit auch mündlich erfolgen kann. 

Empfänger der Bekanntgabe sind der 

Täter, die an der Tat Beteiligten sowie 

ihre Vertreter. 

Der Umfang des Sperrgrundes erstreckt 

sich auf die einzelne, in der Bekannt-

gabe mitgeteilte Tat. Endet das Verfah-

ren ohne Ergebnis, so lebt die Möglich-

keit der strafbefreienden Selbstanzeige 

wieder auf. 

Erscheint ein Amtsträger einer 

Finanzbehörde zur steuerlichen 

Prüfung, zur Ermittlung einer 

Steuerstraftat oder einer Steuerord-

nungswidrigkeit, so liegt ebenfalls ein 

Sperrgrund vor. Der Amtsträger muss 

körperlich erschienen sein und den 

Willen haben, eine Prüfung vorzuneh-

men. 

Die Reichweite des Sperrgrunds er-

streckt sich auf den zeitlichen und 

sachlichen Umfang der steuerlichen 

Prüfung. 
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ERSCHEINEN EINES AMTSTRÄGERS ZUR ERMITTLUNG EINER 
STEUERSTRAFTAT ODER EINER STEUERORDNUNGS-
WIDRIGKEIT

ERSCHEINEN EINES AMTSTRÄGERS ZU EINER NACHSCHAU

Der wesentliche Unterschied zwischen diesem Sperrgrund und dem Erscheinen 

des Amtsträgers zur steuerlichen Prüfung besteht im zeitlichen und sachlichen 

Umfang der Sperre. 

Im Falle einer Ermittlung wegen einer Steuerstraftat oder einer Steuerordnungswid-

rigkeit ist die Sperrwirkung nicht auf den Umfang der Prüfung zeitlich und sachlich 

begrenzt, sondern erstreckt sich nach Ansicht des Bundesgerichtshofs (BGH) auf alle 

Taten, die mit dem Gegenstand der Ermittlungen in einem engen sachlichen und zeit-

lichen Zusammenhang stehen. 

Seit dem 1. Januar 2015 ist eine Selbstanzeige auch dann nicht mehr möglich, 

wenn ein Amtsträger einer Finanzbehörde zu einer Umsatzsteuer- oder Lohn-

steuer-Nachschau oder einer Nachschau nach anderen steuerrechtlichen Vor-

schriften erschienen ist. Hierbei hat er sich als Amtsträger auszuweisen. 

Eine strafbefreiende Selbstanzeige ist somit während des Zeitraums, in dem der 

Amtsträger zur Nachschau erschienen ist, nicht möglich. Falls die Nachschau zu kei-

nen Ergebnissen führt, entfällt der Sperrgrund mit Beendigung der Nachschau.
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ENTDECKUNG DER TAT

Für das Vorliegen dieses Sperr-

grunds ist nicht nur die Ent-

deckung selbst erforderlich. 

Vielmehr muss der Täter von der Ent-

deckung wissen oder aber bei verstän-

diger Würdigung der Sachlage mit ihr 

rechnen. Somit sind vom Gesetzgeber 

hier eine objektive und eine subjekti-

ve Komponente vorgesehen. Nach der 

aktuellen Rechtsprechung des BGH 

werden die Anforderungen an die sub-

jektive Komponente jedoch bewusst 

niedrig angesetzt, so dass diese im 

Grundsatz nahezu immer als gegeben 

betrachtet werden kann. In objekti-

ver Hinsicht gilt die Tat in jedem Fall 

dann als entdeckt, wenn der Amtsträ-

ger einer Behörde zumindest einen Teil 

der Tatgeschehens oder der Tatfolgen 

wahrgenommen hat. Laut BGH ist auch 

die Kenntnis von konkreten Anhalts-

punkten des objektiven Tatbestands 

ausreichend, um eine Entdeckung an-

zunehmen. Ob zusätzlich zur Tat auch 

der Täter selbst bereits entdeckt ist, ist 

zunächst unerheblich. Unter Umstän-

den kann selbst eine Privatperson Ent-

decker der Tat sein. 

Betroffen vom Umfang der Sperre sind 

die entdeckte Tat sowie der Täter und 

der Tatteilnehmer, der die Entdeckung 

erkannte oder mit ihr bei verständi-

ger Würdigung der Sachlage rechnen 

musste.

© Kurhan/Fotolia.com
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STEUERVORTEIL IN HÖHE VON MEHR ALS 25.000 €

VORLIEGEN EINES BESONDERS SCHWEREN FALLS

Beträgt der durch die Steuerhinterziehung erlangte Steuervorteil einen Betrag 

von mehr als 25.000 € je Tat - also pro Steuerart und Veranlagungszeitraum - 

so ist die Selbstanzeige generell nicht mehr möglich. Trotz Vorliegens dieses 

Sperrgrundes kann der Steuerpflichtige dennoch mit der Anzeige Straffreiheit erlan-

gen, wenn er die zu seinen Gunsten hinterzogenen Steuern zahlt und darüber hinaus 

einen Zuschlag in Höhe von mindestens 10% des Hinterziehungsbetrags an die Staats-

kasse entrichtet. Nach der seit dem 1. Januar 2015 geltenden Rechtslage ergibt sich 

folgende Staffelung der Zuschläge in Abhängigkeit des Hinterziehungsvolumens:

Nach der zum 1. Januar 2015 in Kraft getretenen Gesetzesänderung ist in beson-

ders schweren Fällen von Steuerverkürzung eine Selbstanzeige ausgeschlos-

sen. Ein besonders schwerer Fall liegt dann vor, wenn der Täter seine Befug-

nisse oder seine Stellung als Amtsträger missbraucht oder als Mitglied einer Bande, 

die sich zur fortgesetzten Begehung von Steuerhinterziehungen verbunden hat, Um-

satz- oder Verbrauchssteuern verkürzt oder nicht gerechtfertigte Umsatz- oder Ver-

brauchssteuervorteile erlangt.

HINTERZIEHUNGSVOLUMEN ZUSCHLAG

> 25.000 € - 100.000 €

> 100.000 € - 1.000.000 €

> 1.000.000 €

10%

15%

20%
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WAS MUSS EINE SELBSTANZEIGE 
BEINHALTEN?
Nach § 371 Abs. 1 AO hat der Steuerpflichtige in der Selbstanzeige unrichtige Anga-
ben zu berichtigen, unvollständige Angaben zu ergänzen und unterlassene Angaben 
nachzuholen. 

Betroffen hiervon sind alle Steuerstraftaten einer Steuerart während der letzten 

zehn Kalenderjahre. Der Steuerpflichtige muss vollständige und wahrheitsge-

mäße Angaben über die Besteuerungsgrundlagen machen, so dass das zustän-

dige Finanzamt ohne weitere Nachforschungen die Steuern richtig festsetzen kann. 

Somit müssen in der Selbstanzeige die Besteuerungsgrundlagen aufgeschlüsselt nach 

Einkunftsart und Veranlagungszeitraum dargelegt werden. Die Pflicht zur vollstän-

digen Richtigstellung beschränkt sich allerdings nicht nur auf den Steuerpflichtigen 

selbst. War der Steuerpflichtige an Verkürzungshandlungen Dritter beteiligt und be-

treffen diese die gleiche Steuerart wie die Verkürzungshandlungen des Steuerpflichti-

gen, so muss die Selbstanzeige auch eine vollständige Richtigstellung dieser Handlun-

gen beinhalten. 

© milosducati/Fotolia.com
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Wenn eine Selbstanzeige sehr eilig 

erfolgen muss und die Besteuerungs-

grundlagen nicht genau ermittelt wer-

den können - weil sich beispielswei-

se relevante Unterlagen im Ausland 

befinden und nicht sofort beschafft 

werden können -, so ist eine Selbstan-

zeige in Stufen möglich: Zunächst sind 

die Besteuerungsgrundlagen für jeden 

Veranlagungszeitraum so realistisch 

wie möglich zu schätzen. Gleichzeitig 

wird die Finanzbehörde ersucht, eine 

Frist zur Präzisierung der Selbstan-

zeige festzusetzen. Die anfängliche 

Schätzung sollte im Zweifelsfall zum 

Nachteil des Steuerpflichtigen vorge-

nommen werden. Wenn nämlich die 

tatsächlichen Besteuerungsgrundlagen 

um mehr als 5% - der sog. vom BGH 

festgelegten Bagatellgrenze - über dem 

anfänglichen Schätzungsbetrag liegen, 

so ist die Selbstanzeige unvollständig 

und damit unwirksam. 

Prinzipiell gilt somit, dass alle 

Selbstanzeigen vollständig sein müs-

sen und Teil-Selbstanzeigen unwirk-

sam sind. Mit den seit dem 1. Januar 

2015 geltenden Änderungen hat der 

Gesetzgeber hiervon eine Ausnahme 

vorgesehen: Eine korrigierte oder ver-

spätete Umsatzsteuervoranmeldung 

- sofern es sich bei ihr nicht um eine 

Jahresanmeldung handelt - oder Lohn-

steueranmeldung wird wieder als wirk-

same Teil-Selbstanzeige anerkannt. 
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WIE ERFOLGT DIE 
NACHZAHLUNG 
DER STEUERN UND 
ZINSEN?
Wesentlicher Zweck der Selbstanzeige 
ist es, dem Fiskus bislang vorenthalte-
ne Geldmittel zu erschließen.

Folglich ist die Nachzahlung der 

hinterzogenen Steuern zuzüg-

lich Zinsen in Höhe von 6% des 

Steuerbetrags und möglicher Zuschläge 

innerhalb der festgesetzten Frist eine 

wesentliche Voraussetzung zur Erlan-

gung der Straffreiheit. 

Verpflichtet zur Nachzahlung ist nicht 

nur der Täter, sondern auch der an der 

Tat Beteiligte, sofern er Steuern zu sei-

nen Gunsten hinterzogen und dadurch 

einen unmittelbaren wirtschaftlichen 

Vorteil erlangt hat. Falls mehrere Be-

teiligte die Steuerverkürzung begangen 

haben, so haften sie nach §§ 71, 44 AO 

gesamtschuldnerisch. Die Nachzah-

lung muss jedoch nicht durch den Ver-

pflichteten selbst, sondern kann auch 

durch Dritte erfolgen. 

Die Frist wird vom zuständigen Straf-

sachen-Finanzamt nach Ermessen 

festgesetzt. Sie ist grundsätzlich so zu 

bemessen, dass dem Steuerpflichti-

gen die Aufbringung des Geldbetrags 

ermöglicht wird. Angemessen nach § 

371 Abs. 3 AO und auch in der Praxis 

üblich ist eine Frist von vier bis sechs 

Monaten. Bei finanziell angespannten 

Verhältnissen des Steuerpflichtigen 

ist grundsätzlich auch die Beantra-

gung von Ratenzahlung, Stundung oder 

Fristverlängerung möglich.

© vege/Fotolia.com
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WELCHE WEITEREN KONSEQUENZEN 
DROHEN?
Wie bereits ausgeführt bleiben auch im Falle einer wirksamen Selbstanzeige die im 
Zusammenhang mit der Steuerhinterziehung realisierten Tatbestände von Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten bestehen. Hieraus können sich Bußgelder oder straf-
rechtliche Konsequenzen ergeben. 

Darüber hinaus müssen Beamte und Angehörige freier Berufe mit einer spe-

zifischen disziplinarrechtlichen Ahndung rechnen. Für Beamte und Richter 

kann eine Selbstanzeige zur Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder 

zum Verlust der Richterstellung führen. Gegen Ärzte, Rechtsanwälte und Steuerbe-

rater kann ein berufsrechtliches Kammerverfahren eingeleitet werden, welches zur 

Aberkennung der Zulassung führen kann. Gewerbetreibenden droht der Entzug der 

Gewerbeerlaubnis. Dem Geschäftsführer einer GmbH kann die Zuverlässigkeit abge-

sprochen und somit die Tätigkeit als Geschäftsführer untersagt werden. 

© kikkerdirk/Fotolia.com



SELBSTANZEIGE BEI 
STEUERHINTERZIEHUNG 20

WAS HAT SICH SEIT DEM 1. JANUAR 2015 
AN DER GESETZESLAGE GEÄNDERT?

In der Novellierung der Vorschriften zur Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung hat 

der Gesetzgeber keineswegs nur kosmetische Veränderungen vorgenommen. Die 

Neuerungen umfassenden im Wesentlichen folgende Punkte:

Die Festsetzungsfrist für Steuern, die auf Kapitalerträge entfallen, die aus 

Drittländern stammen und die nicht automatisch nach Deutschland mitge-

teilt werden, beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in welchem die Kapita-

lerträge der zuständigen Finanzbehörde bekannt werden. Spätestens beginnt 

sie zehn Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem die betreffenden 

Steuern entstanden sind.

Die Pflicht zur Berichtigung umfasst in allen Fällen mindestens zehn Jahre.

Straffreiheit bei schwerer Steuerhinterziehung wird nur noch bei gleichzeiti-

ger Zahlung des Zuschlags und der Hinterziehungszinsen gewährt.

Die Höhe des Zuschlags bei schwerer Steuerhinterziehung wird in Abhängig-

keit des Hinterziehungsvolumens in Stufen von 10%, 15% und 20% gestaffelt.

Grundsätzlich ist die Selbstanzeige mit strafbefreiender Wirkung noch bis zu 

einem Hinterziehungsbetrag von 25.000 € möglich.

Die Bekanntgabe der Prüfungsanordnung sowie die Umsatz- und Lohnsteu-

er-Nachschau stellen einen Sperrgrund dar.

Korrigierte oder verspätete Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueran-

meldungen stellen in Abweichung vom Vollständigkeitsgebot eine wirksame 

Teil-Selbstanzeige dar. 
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CHECKLISTE
Die folgende Checkliste stellt die wesentlichen, praxisorientierten Fragen 
zusammen, die Sie sich im Zusammenhang mit einer möglichen Selbstanzeige 
stellen sollten. Dies soll Ihnen und Ihrem Steuerberater die Entscheidung für oder 
gegen eine Selbstanzeige ermöglichen und zudem helfen, etwaige Probleme und 
Fallstricke frühzeitig zu erkennen und so weit wie möglich zu umgehen. 
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v
Habe ich die Finanzbehörden pflichtwidrig über steuerlich erhebliche Tatsachen 

in Unkenntnis gelassen, unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht?

Wusste ich um die Beeinträchtigung der Verwirklichung eines Steueranspruchs 

oder um die Erlangung eines Steuervorteils?

Ist die Steuerverkürzung bereits vollendet und nur versucht?

Welche weiteren Personen sind als Täter oder Teilnehmer beteiligt? Sind für 

diese weiteren Personen ebenfalls Selbstanzeigen vorzunehmen?

Welche weiteren Straftaten könnten im Zusammenhang mit der 

Steuerhinterziehung verwirklicht worden sein?

Muss ich mit berufs- oder disziplinarrechtlichen Folgen rechnen?

Liegt einer der Sperrgründe vor?

Wurde eine Prüfungsanordnung bekanntgeben?

Wurde ein Straf- bzw. Bußgeldverfahren eingeleitet und bekanntgegeben?

Erschien ein Amtsträger zur steuerlichen Prüfung oder zur Ermittlung einer Steu-

erstraftat bzw. einer Steuerordnungswidrigkeit?

Ist die Tat bereits entdeckt? 

Übersteigt die verkürzte Steuer oder der Steuervorteil 25.000 €?

Liegt ein besonders schwerer Fall von Steuerverkürzung vor?

Kann ich die vollständige Berichtigung für die letzten zehn Jahre vornehmen?

 

Kommt gegebenenfalls eine Selbstanzeige in Stufen in Betracht?

Kann ich die Steuernachzahlung inklusive der Zuschläge und Zinsen leisten?
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Das vorliegende E-Book liefert eine überblicksartige Gesamtdarstellung der seit 

dem 1. Januar 2015 geltenden aktuellen Rechtslage (Stand: 1.Mai 2015) und soll 

dem Steuerpflichtigen als allgemeine Orientierungshilfe dienen. 

Da die Selbstanzeige einen folgenschweren Schritt darstellt und weit reichende Kon-

sequenzen für das berufliche und private Leben des Erklärenden nach sich zieht, kann 

dieses E-Book weder die Lektüre der relevanten Gesetzestexte noch der einschlägigen 

Fachliteratur ersetzen. Vor allem aber sollte der Steuerpflichtige bei der Erstattung 

der Selbstanzeige in jedem Fall die Dienste eines erfahrenen Steuerberaters in An-

spruch nehmen, um das Risiko der Unwirksamkeit der Anzeige zu minimieren.  

Alle in diesem E-Book gemachten Angaben sind ohne Gewähr. Sämtliche personen-

bezogenen Bezeichnungen beziehen sich stets auf Personen beiderlei Geschlechts. 

Wirtschaftsprüfer Steuerberater

Balanstr. 73 (Haus 10)

81541 München

Tel.: (0 89) 6 28 16 96 - 0

Fax: (0 89) 6 28 16 96 - 99

E-Mail: info@steuerberater-muenchen.de

Internet: www.steuerberater-muenchen.de

KONTAKT
Ratzke Hill Partnerschaftsgesellschaft
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